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Ergebnisse und Überlegungen aus einer Evaluationsstudie der Chemikalienpolitik 
Umweltpolitik 'by objectives? 
Das Beispiel Pentachlorphenol zeigt, daß staatliche Umweltregulierungen den 
tatsächlichen Verbrauchsrückgängen entgegen den üblichen Erwartungen häufig 
hinterherhinken. Dies läßt sich auf eine Vielzahl von Chemikalien verallgemei-
nern und mit dem Modell der Regulierungsspirale erklären. Eine effektive 
Umweltpolitik muß sich daher vom Top-down-Steuerungsmodell lösen und viel 
stärker am Zielbildungsprozeß selbst ansetzen. 
A
Von Klaus Jacob 
ls 1989 in der Bundesrepublik das Verbot 
des Holzschutzmittels Pentachlorphenol 
(PCP) in Kraft trat, hatte diese Chemikalie eine 
bemerkenswerte, bereits über 10 Jahre andau-
ernde 'Karriere' in der öffentlichen Auseinan-
dersetzung hinter sich. Der Stoff - stark mit Dio-
xinen verunreinigt - war Ende der 70er Jahre in 
die wissenschaftliche und öffentliche Aufmerk-
samkeit geraten. Die Toxikologen Parlar und 
Gebefügi deckten 1978 - eher zufällig - eine 
Erkrankung durch PCP-verunreinigte Innen-
raumluft auf (1). Das toxische Potential von PCP 
wurde freilich bereits seit Beginn des Jahrhun-
derts erforscht. Diese Arbeiten, wie auch der 
Verdacht der Verursachung von zwei Todesfäl-
len, wurden von den Medien aufgegriffen. Die 
Skandalisierung in den Medien, die Gründung 
einer Bürgerinitiative (Interessengemeinschaft 
der Holzschutzmittelgeschädigten) und die früh-
zeitigen (erfolgreichen) Aktivitäten von Gewerk-
schaften, Betriebsräten und Berufsgenossen-
schaften in Anwenderbranchen für 
eine Substitution des Gefahrstoffes 
(2) ließen bereits seit Ende der 
70er Jahre den Verbrauch stark 
absinken. Demgegenüber versuch-
ten Hersteller wie auch staatliche 
Akteure die Bedenken abzuwie-
geln: Das Gesundheitsministerium 
und das Bundesgesundheitsamt 
wiesen darauf hin, daß PCP zwar 
ein gefährlicher Stoff sei, in Wohn-
räumen der MAK-Wert jedoch 
deutlich unterschritten würde. Die 
Verdachtsmomente reichten nicht 
aus, um ein Anwendungsverbot zu 
erlassen (so auch die Bundesregie-
rung 1985(0) . Die Verbraucher 
sollten, sofern der Verdacht einer 
Erkrankung durch PCP vorliegt, 
die mit PCP behandelten Holzteile mit einem 
Versiegelungslack überstreichen, um Ausdün-
stungen zu vermeiden (3). 
Diese Beteuerungen halfen dem Stoff wenig -
unter dem Druck der Öffentlichkeit sank der Ver-
brauch drastisch und als im Jahr 1985 dann meh-
rere Branchen den 'freiwilligen' Verzicht auf die 
Verwendung der Chemikalie erklärten, betrug der 
jährliehe Verbrauch mit 90 Tonnen gegenüber 
1630 Tonnen im Jahr 1974 nur noch einen 
Bruchteil. Das weitgehende Verbot der Verwen-
dung im Pflanzenschutz im Jahr 1982 kann kei-
nen Beitrag zur Erklärung des Rückgangs leisten, 
hier gab es allenfalls geringfügige Anwendungen. 
1986 wurde das Verbot der Anwendung in 'Auf-
enthaltsräumen' in die damals erlassene Gefahr-
stoflverordnung aufgenommen, im Jahr 1987 
schließlich wurde auf den Umweltministerkonfe-
renzen der Länder der Stoff durch den damaligen 
Bundesumweltminister Wallmann zum Verbot 
nach dem Chemikaliengesetz vorgeschlagen. Es 
folgte ein langes Notifizierungsverfahren im Rah-
men der EG, weü die belgische Regierung einen 
Widerspruch einlegte, aber 1989 konnte das Ver-
bot endlich in Kraft treten. 
Durch die Industrie wurde eine solche Regula-
tion nicht mehr bekämpft, man verwies darauf, 
daß man mit der freiwilligen Selbstbeschrän-
kung doch beizeiten und ausreichend reagiert 
hätte. Zwischenzeitlich fordert die Bayer AG 
auch ein strengeres europaweites Verbot, weil 
sie ein Substitut entwickelt hat, daß sich zu kon-
kurrenzfähigen Preisen nur im großen Maßstab 
herstellen und vertreiben ließe (4). Das natio-
nale Verbot hatte keinen Einfluß mehr auf Pro-
duktion oder Verbrauch, es gibt auch keine Hin-
weise darauf, daß die Chemikalie importiert 
worden wäre. Allenfalls als Verunreinigung in 
Fertigprodukten findet PCP noch seinen Weg 
über die Grenzen. In Abbüdung 1 wird deutlich, 
daß das 1989 in Kraft getretene Verbot nur noch 
einen symbolischen Charakter hatte. 
• Verallgemeinerungsfähiger Fall? 
Läßt sich ein solches Beispiel einer nur noch 
symbolischen Regulation verallgemeinern? Eine 
Untersuchung zu 182 Industriechemikalien, 
durchgeführt an der Forschungsstelle für 
Umweltpolitik (5) sollte dazu einige Anhalts-
punkte geben. Die Datengrundlage wurde in der 
Altstoffberichterstattung des Beratergremiums 
umweltrelevante Altstoffe (BUA) gefunden. Die 
vorliegenden Stoffdatensätze wurden u.a. im 
Hinblick auf Zusammenhänge von Toxizität und 
Regulierung ausgewertet. Statt ein politisches 
Programm (z.B. ein Verbot, Grenzwert, Warn-
hinweise, etc.) in den Mittelpunkt der Untersu-
Abbildung 1: Verbrauch und Regulation von PCP und PCP-Na in Deutschland, 1974, 1 9 7 9 - 1 9 8 9 
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Abbildung 2: Beispiel einer Regulierungsspirale 
chung zu stellen, wurde von den Verbrauchs-
mengen einer großen Zahl von Chemikalien 
ausgegangen und systematisch nach Gründen 
des Rückganges gesucht. In der Studie zeigte 
sich ein nur schwacher Zusammenhang zwi-
schen der ausdrücklichen Regulation von Che-
mikalien und Verbrauchsrückgängen. 
Dieser nur schwache Zusammenhang läßt sich 
einerseits dadurch erklären, daß viele Regula-
tionen nur kleine Anwendungsbereiche der 
untersuchten Chemikalien betreffen, die Haupt-
verwendungen aber unberührt lassen. Eine 
Regulation kann aber dennoch mittelbar wir-
ken, sei es, daß Vor-, Neben- oder Folgeproduk-
te einer solchen unterhegen, oder daß eine sol-
che erwartet wird. Dies konnte nur in 
Fallstudien wie der eingangs vorgestellten PCP-
Studie geklärt werden. Ein kausaler Zusammen-
hang zwischen Regulation und umweltentlasten-
dem Verbrauchsrückgang zeigt sich nur selten 
(6). Staatliche Regulation geht einem Ver-
brauchsrückgang meist nicht voraus, sondern 
läuft ihm hinterher. 
Eine nähere Betrachtung zeigt, daß informatio-
nelle Instrumente, wie die öffentliche Definition 
von Umwelt- und Gesundheitsgefahren, dagegen 
von großer Bedeutung sind. Offenbar hatte nicht 
die direkte Maßnahme am Ende langwieriger 
Ziel- und Willensbildungsprozesse, sondern 
eben dieser vorgängige Prozeß selbst den ent-
scheidenden Einfluß auf den Rückgang. 
Die Defizite der Chemikalienkontrolle durch 
Ordnungsrecht verweisen auf Restriktionen 
staatlichen Handelns. Die vertiefte empirische 
Analyse zeigt gleichzeitig, daß Unternehmen der 
Chemieindustrie in hohem Maße proaktiv bei 
der Wahl ihrer Technologien sein können. 
Umweltpohtik sollte darauf zielen, diese Mecha-
nismen aktiver als bisher zu unterstützen. Eine 
Voraussetzung hierzu ist die Abkehr von mecha-
nistischen Vorstellungen einer Top-down-Steu-
erung durch staatliche Instanzen, bei denen die 
(„richtige") Instrumentenwahl als Erfolgskrite-
rium gilt. Einwände gegen diese Vorstellung 
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der Frage, ob denn die staatliche Entscheidungs-
fähigkeit ausreicht, um umstandslos über die 
empfohlenen Instrumente zu verfügen. 
• Modell der Regulierungsspirale 
Der Zusammenhang zwischen Staatshandeln 
und Anpassungsprozessen der Zielgruppe ist 
komplex und von einer dynamischen Interak-
tion unterschiedhcher Einflüsse gekennzeichnet. 
In diesem Prozeß konkretisiert sich die Rolle 
des Staates in aller Regel erst allmählich. Dieser 
Prozeß kann als „Regulierungsspirale" illu-
striert werden (siehe Abbildung 2). 
Für die anfängliche Zurückhaltung staatlicher 
Instanzen gibt es zumeist Gründe. Die schädli-
chen Wirkungen von Chemikalien auf die 
Umwelt sind selten offensichtlich. Der bloße 
Verdacht einer Umweltschädigung reicht für das 
Verbot eines Produkts nicht aus - u. a. weil der 
Quel le : e igene Darste l lung 
Gesetzgeber eine hohe Eingriffsschwelle festge-
legt hat, um wirtschaftliches Handeln nicht 
übermäßig zu beeinträchtigen. 
Ein erster Verdacht potenüell schädlicher Stoff-
eigenschaften wird aber informelle Kommunikati-
on zwischen Behördenvertretern und Unterneh-
men auslösen. Derartige Kontakte können bereits 
ausreichen, um bei der Zielgruppe F&E-Aktivitä-
ten zur Erforschung von Substituten anzuregen 
oder geplante Investitionen in der fraglichen Pro-
duktlinie aufzuschieben. Umweltbehörden wie-
derum fördern solche Entscheidungen, indem sie 
den Stoff z.B. in ein Monitoringprogramm aufneh-
men. Ähnlich wirkt die Formulierung von Umwelt-
qualitätszielen für einzelne Umweltmedien. 
Nun mag ein Innovateur auftreten, der ein weni-
ger umweltschädhches Substitut auf den Markt 
bringt. Je klarer die veränderte Situation, desto 
geringer ist sein Risiko. Das alte Produkt wird 
Zug um Zug substituiert. Dies wird durch staat-
liche Ziel- oder Zeitvorgaben beschleunigt. 
Behörden können jetzt den informellen Rahmen 
verlassen und eine offizielle Empfehlung für den 
Ersatzstoff aussprechen, etwa in Form eines 
„Umweltengels", oder aber Warnhinweise für 
alte Produkte oder Technologien verlangen. 
Ist die Diffusion unzureichend, drohen Behör-
den den anpassungsunwillhgen Unternehmen 
nunmehr mit einem Verbot. Der Industriever-
beginnen schon bei der Politikformulierung mit 
Tabelle 1: Regulation und Verbrauchsrückgang 
Anteil an der 
Grundgesamtheit (Anzahl) 
davon regulierte 
Stoffe (Anzahl) 
davon Stoffe mit 
Verbrauchsrückgang (Anzahl) 
regulierte Chemikalien 26% (48) f:) 40% (26) 
Verbrauchsröckgong 36% (65) 40% (26) 100% (65) 
stabile, steigende oder 
unbekannte y$fouchszuhlen 
64% (117) 19% (22) 0 % ( 0 ) 
Quelle: Jacob, Klaus (Anmerkung 5) 
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internationale Regu-
lation 
Subventionen 
P R O J E K T E U N D K O N Z E P T E 
band mag zu diesem Zeitpunkt einen freiwilligen 
Verzicht auf die alte Technologie erklären. Das 
alte Produkt wird auf dem nationalen Markt nur 
noch durch Nachzügler oder durch Importe 
angeboten. Um dies zu unterbinden, kann 
schließlich das angedrohte Verbot tatsächlich 
realisiert werden. Erst jetzt käme es also zu 
einem direkten Staatseingriff. Tatsächlich neh-
men die nationalen Hersteller ein formales Ver-
bot in dieser Situation meist nicht nur hin, son-
dern fordern es nunmehr, um die eigene 
Produktionsumstellung abzusichern. Maßnah-
men auf der internationalen Ebene werden nun 
eher unterstützt, um die nationalen Märkte für 
die Substitute zu schützen oder deren Chancen 
auf internationalen Märkten zu erhöhen. 
Eine Regulierungsspirale stellt eine Zunahme der 
Dichte und der Intensität staatlicher Regulationen 
im Laufe der Zeit dar - aber auch das wachsende 
Eigeninteresse der ehemaligen Hersteller an einer 
solchen Regulation. Ehemals kritisierte umwelt-
politische Ziele werden schließlich (u.U. im 
Eigeninteresse) übernommen. 
In diesem Modell sind amtliche Problemdefini-
tion und Zielvorgaben die entscheidenden Aus-
löser von Umweltinnovationen. Demgegenüber 
ignoriert die Debatte um ökonomische vs. ord-
nungsrechtliche Instrumente die Bedeutung 
dieser Zielbildungsprozesse ebenso wie die 
Komplexität und Interaktionsdynamik umwelt-
politischer Einflußfaktoren. Dies konnte auch 
für andere Felder der Umweltpolitik gezeigt 
werden (7). 
Auch Industrievertreter erklären, daß langfristi-
ge Zielvorgaben als Orientierungsrahmen für 
F&E-Planungen, Investitionsentscheidungen und 
Produktlinien benötigt werden. Der Mangel an 
kalkulierbare Handlungsbedingungen wird als 
ökonomisches Risiko dargestellt. Staatlichen 
Behörden wird sogar die Fähigkeit zu einer 
langfristigen Fesüegung als Folge politischer 
Risikoscheu abgesprochen. Derartige Aussagen 
legen nahe, daß kalkulierbare staatliche Pro-
blemdefinitionen und Zielvorgaben von der Ziel-
gruppe als eine sinnvolle und wirksame Einfluß-
größe gesehen werden. 
Die hohe Bedeutung von Problemdefinition und 
Zielvorgaben kann auch die relative Stärke von 
Nichtregierungsorganisation in diesem Prozeß 
erklären. Umweltverbände können in Einzelfäl-
len staatliche Akteure im Prozeß der umweltpo-
litischen Zielbildung ersetzen. 
Umweltpolitische Ziele müssen Akzeptanz und 
Verbreitung erfahren. Diese Verbreitung kann 
mit Sabatiers Begriff des „Policy-Lernens" 
beschrieben werden (8). Sie wird um so län-
ger dauern, je stärker ein Unternehmen oder 
eine Branche in ihren Kerninteressen berührt 
wird und je weniger ökonomische 'win-win'-
Lösungen oder technische Optionen verfügbar 
sind. Die Regulierungsspirale ist nicht unbe-
dingt auf öffentliche Aufmerksamkeit angewie-
sen, ein öffentlicher Diskurs ist aber meist ein 
wichtiger Einflußfaktor. Eine Regulierungsspi-
rale stellt auch kein Optimum des politischen 
Prozesses dar. Sie zeigt aber, wo Ansatzpunkte 
für eine Verbesserung zu suchen sind: Der 
Prozeß der Zielbildung kann professioneller 
gestaltet werden, das Risiko für Innovateure 
gesenkt werden und die Diffusion von umwel-
tentlastenden Technologien beschleunigt wer-
den. 
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